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Sitzungstermine 2010 

 

 

                                   *Verabschiedung Haushalt 
 

Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter 
� 0 21 03 / 72-106 oder mailto:martina.huetten@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
**************************************** 

 

Amtliche Bekanntmachung der Stadt Hilden 

 
1.  8. Nachtragssatzung vom 12.07.2010 zur Gebührensatzung der Musikschule Hilden  
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) und der §§ 1, 
2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW), je-
weils in den z. Z. gültigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 07.07.2010 
folgende 8. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung vom 29.01.1997 für die Musikschule der Stadt 
Hilden beschlossen:  
 

 
 

§1 
 

Die Gebührensatzung der Musikschule in der zuletzt gültigen Fassung erhält in § 10 (Gebührentari-
fe) folgende Fassung: 

 
 
 

§ 10 
Gebührentarife 
Stand: 01.02.11 

 

Tarif Unterrichtsart 
Min. /  

Woche 
Teilnehmer-

zahl 
Gebühre-
nan-teil /  

Monat  

Gebühr 
/ Jahr 

 

1a* 
Einzelunterricht 
als Förderunter-
richt 

45 1 73,00 876,00 

1b** Einzelunterricht 45 1 100,00 1.200,0
0 

Einzelunterricht 22,5 1 41,50 498,00 
2 Gruppenunter-

richt 45 2 41,50 498,00 

3 Gruppenunter-
richt 45 3 28,00 336,00 

Gruppenunter-
richt 22,5 2 22,00 264,00 

4 
Gruppenunter-
richt 45 4 bis 5 22,00 264,00 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat  03. 17.*  12.  07.  29.  10. 15. 

Haupt- und Finanzausschuss   03. 28.     15.  24.  

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  17.    09.      03. 

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  22.   03.    06. 27.   

Jugendhilfeausschuss  18.    30.      02. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss 25.            

Personalausschuss  10.           

Rechnungsprüfungsausschuss    12.       15.  

Schul- und Sportausschuss  25.    24.      09. 

Sozialausschuss  22.         25.  

Stadtentwicklungsausschuss 20. 24. 24.  05. 16. 14.  01.  03. 08. 

Wahlausschuss 06. 09.           

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.  08.    21.   22.   01. 

Integrationsbeirat  04.       09.  04.  
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Tarif Unterrichtsart 
Min. /  

Woche 
Teilnehmer-

zahl 
Gebühre-
nan-teil /  

Monat  

Gebühr 
/ Jahr 

 
Gruppenunter-
richt 45 6 bis 9 17,00 204,00 

Gruppenunter-
richt 22,5 3 bis 4 17,00 204,00 5 

Ensembleunter-
richt 

22,5 bis 
120 3 bis 65 17,00 204,00 

Klassenunterricht 
MFE - MGA 60 11 bis 16 17,50 210,00 

Klassenunterricht 
MFE - MGA 45 6 bis 10 17,50 210,00 

6 
Klassenunterricht 
Gruppen für Kin-
der unter 4 Jah-
ren 

45 10 bis 15 17,50 210,00 

7 
Die Gebühren für Projekte, Kurse und Workshops werden entsprechend 
dem Aufwand durch die Schulleitung festgesetzt. Die Teilnehmerzahl wird 
je nach Angebot ebenfalls durch die Schulleitung festgelegt. 

Gebühren für das Überlassen von schuleigenen Instrumenten 

Anschaffungswert bis 500 € 6,50 78,00 

Anschaffungswert über 500 € 12,00 144,00 

 
 

§ 2 
 

Die 8. Nachtragssatzung der Musikschule Hilden tritt am 01.02.2011 in Kraft.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
 
Die vorstehende 8. Nachtragssatzung vom 12.07.2010 zur Gebührensatzung für die Musikschule 
der Stadt Hilden vom 29.01.1997 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen 
die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
Hilden, den 12.07.2010 
 
 
 
Bürgermeister 
Horst Thiele 
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2.  Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Kostenbeiträgen für den Besuch von  
Tageseinrichtungen für Kinder im Stadtgebiet Hilden 
 
 

Satzung Da-
tum Änderung in Kraft ge-

treten 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträ-
gen für den Besuch von Tageseinrichtungen 
für Kinder 

28.06.
2006 

 01.08.2006 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträ-
gen für den Besuch von Tageseinrichtungen 
für Kinder 

07.03.
2008 

Neufassung 01.08.2008 

1. Nachtrag  
09.07.
2009 

Anlage zu § 5 01.08.2009 

2. Nachtrag 
07.07.
2010 

Neufassung 01.08.2010 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S. 666/SGV.NRW.2023) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24.06.2008 (GV.NRW.S.514), des § 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NRW.S.712/SGV.NRW.610), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV.NRW.2009,S. 394), des § 90 Sozialgesetzbuch, Achtes 
Buch (SGB VIII), Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.12.2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Artikel 105 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) und des § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kin-
derbildungsgesetz – KiBiz) vom 30.10.2007 (GV.NRW.S. 462/SGV. NRW. 216) hat der Rat der 
Stadt Hilden in seiner Sitzung vom 07.07.2010 folgenden 2. Nachtrag der Satzung beschlossen:  
 
Rechtsgrundlagen: 
- §§ 22 ff. Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) 
- Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) 
- § 90 Abs. 1 Nr.3 und Abs. 3 SGB VIII,  
- § 23 KiBiz  
- § 7 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)  
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung. 
 
 
Kostenbeiträge für die Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtungen im Sinne des §§ 22, 22 
a SGB VIII (KJHG) 
 
§ 1 Allgemeines 
§ 2 Entstehung des Beitrages und Beitragszeitraum 
§ 3 Fälligkeit des Beitrages 
§ 4 Beitragsschuldner 
§ 5  Kostenbeitrag 
§ 6  Einkommen 
§ 7  Erlass des Kostenbeitrages 
§ 8  Nachweis des Einkommens 
§ 9  Auskunfts- und Anzeigepflichten 
§ 10  Bußgeldvorschriften 
§ 11 In-Kraft-Treten 
 
Anlage: Kostenbeitragstabelle 
 
 
§ 1 Allgemeines 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der Tageseinrichtungen für Kinder und anderer Betreu-
ungsangebote für Kinder bis zum Beginn der Schulpflicht erhebt der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe, die Stadt Hilden, gemäß § 23 Abs. 1 KiBiz i.V.m. § 90 Abs. 1 
SGB VIII von den Eltern entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit öffentlich-
rechtliche Kostenbeiträge zu den Jahresbetriebskosten. Die Kostenbeiträge sind auf 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 21/10 – Seite 5 
 

  

Grund § 23 Absatz 4 SGB VIII sozial gestaffelt und werden gemäß einem unterschiedli-
chem Aufwand für 
 
a) Kinder bis zum vollendeten 3. Lebensjahr 
b) Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum Beginn der Schulpflicht 
c) nach den gebuchten wöchentlichen Betreuungszeiten 

 
erhoben. Die Beiträge für die Essensverpflegung sind gemäß gesonderter Regelung zu-
sätzlich zu leisten. 
 
(2) Voraussetzung für den Besuch einer Tageseinrichtung für Kinder ist der Abschluss 
eines Betreuungsvertrages mit der jeweiligen Tageseinrichtung. 
 
(3) Für die Erhebung der Kostenbeiträge teilt der Träger der Tageseinrichtungen für Kin-
der dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Namen, Anschriften, Geburts-
daten, die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die entsprechenden Angaben 
der Personensorgeberechtigten unverzüglich mit (siehe hier auch § 9 –Auskunfts- und 
Anzeigepflicht-). 
 

 
§ 2 Entstehung des Beitrages und Beitragszeitraum 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit der Aufnahme des Kindes in eine Tageseinrichtung 
für Kinder oder dem Anfangsdatum des Betreuungsverhältnisses für Kinder bis zum Be-
ginn der Schulpflicht und endet mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungsverhältnis 
endet.  
 
(2) Die Aufnahme des Kindes in eine Tageseinrichtung für Kinder bzw. eines Betreu-
ungsverhältnisses für Kinder bis zum Beginn der Schulpflicht erfolgt grundsätzlich zum 
Ersten eines Monats. Mit diesem Tag beginnt die Beitragspflicht. Sollte in begründeten 
Ausnahmefällen eine Aufnahme zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen, so ist für den Mo-
nat der volle Beitrag zu zahlen. Grundsätzlich wird der Betreuungsvertrag jeweils bis zum 
31.07. eines jeden Jahres (Ende des Kindergartenjahres) geschlossen. 

 
(3) Änderungen des Kostenbeitrages durch eine Änderung des Kindesalters und Ein-
kommensänderungen der Eltern werden vom ersten Tag des Folgemonats wirksam. 
Veränderungen in der Betreuungszeit im laufenden Kindergartenjahr wirken sich ab dem 
1. des Monats, in dem die Änderung der Betreuungszeit wirksam wird, aus. 

 
(4) Eine Kündigung ist grundsätzlich nur zum Ende eines Kindergartenjahres mit einer 
Frist von vier Wochen zum Monatsletzten möglich. In Ausnahmefällen kann während des 
Kindergartenjahres eine Erhöhung oder Reduzierung der wöchentlichen Betreuungszeit 
beantragt werden. 
Bei schulpflichtig werdenden Kindern endet der Vertrag am 31.07. des jeweiligen Ein-
schulungsjahres, ohne dass es der Kündigung bedarf. Eine vorzeitige Kündigung ist un-
ter Einhaltung der vorgenannten Kündigungsfrist nur möglich bei 
• Umzug der Personensorgeberechtigten 
• Erkrankung des Kindes, die einen weiteren Besuch in der Einrichtung nicht mehr 
         zulässt. 
 
(5) Die Kündigung des Betreuungsvertrages seitens der Stadt Hilden ist möglich, wenn 
 
a) das Verhalten des Kindes einen weiteren Verbleib in der Kindertageseinrichtung 
    nicht zulässt,  
b) die erforderliche Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten nicht möglich 
    ist, 
c) das Kind die Kindertageseinrichtung bzw. das Betreuungsverhältnis für Kinder 
    bis zum Beginn der Schulpflicht nicht regelmäßig besucht,  
d) die Erziehungsberechtigten ihrer Beitragszahlungspflicht nicht nachkommen, die  
    Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig waren oder sind. 
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(6) Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr. Die Bei-
tragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung nicht berührt. 
 

 
§ 3 Fälligkeit des Beitrages 
 

(1) Der Kostenbeitrag wird ab Betreuungsbeginn in monatlichen Teilbeträgen jeweils 
zum 15. eines lfd. Monats erhoben. Die Beiträge werden stets als volle Monatsbeiträge 
erhoben, unabhängig von An-/ Abwesenheitszeiten des Kindes, Schließzeiten, Ferien 
oder ähnlichem. 

 
 (2) Die Beitragszahlung erfolgt grundsätzlich bargeldlos über eine Einzugsermächtigung 
oder Überweisung (Selbsteinzahlung) unter der Angabe der hierfür erforderlichen Daten. 

 
(3) Nicht gezahlte Beiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungs- 
verfahren. 

 
 
§ 4 Beitragsschuldner 
 

(1) Beitragsschuldner sind die Eltern für ein Kind, auf deren Veranlassung das Kind eine 
Tageseinrichtung für Kinder besucht oder ein Betreuungsverhältnis für Kinder bis zum 
Beginn der Schulpflicht besteht. 
 
(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der El-

tern. 
 

(3) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach      
§ 32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die 
diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. Bei Beitragsübernahme durch den Ju-
gendhilfeträger wird der Beitrag der zweiten Stufe übernommen (siehe § 6 Abs. 5). 

 
(4) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. 

 
 
§ 5 Kostenbeitrag 
 

(1) Die Beitragsschuldner nach § 4 haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Betriebskosten für Kinderta-
geseinrichtungen zu entrichten. 
 
Der Kostenbeitrag richtet sich neben der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitrags-
pflichtigen nach dem Alter des Kindes sowie nach dem Betreuungsumfang (siehe § 1). 
Unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme wird der maßgebliche Kostenbei-
trag für die Betreuung erhoben, für die ein Betreuungsverhältnis geschlossen wurde. 
 
Die Höhe des Kostenbeitrages ergibt sich aus der Anlage, die Bestandteil dieser Satzung 
ist.  
 
Eine Änderung der Festsetzung des Kostenbeitrages im laufenden Jahr erfolgt im Kalen-
dermonat der auf die Einkommensänderung folgt.  
 
(2) Der Träger der Kindertageseinrichtung kann von den Eltern zusätzlich ein Entgelt für 
die  Verpflegung verlangen. Die Regelungen des § 7 finden hinsichtlich des Zuschusses 
zum Entgelt für die Verpflegung entsprechend Anwendung. Der Zuschuss beträgt derzeit 
monatlich 20 €. Für Kindertageseinrichtungen in städtischer Trägerschaft wird ein Entgelt 
zur Verpflegung entsprechend der tatsächlichen Ausgaben, unter Berücksichtigung der 
Aspekte gesunde Ernährung, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, erhoben. 
 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 21/10 – Seite 7 
 

  

(3) Wenn mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 4 an die Stelle 
der Eltern treten, gleichzeitig elternbeitragspflichtige Einrichtungen oder Angebote im 
Sinne des § 90 Absatz 1 Ziffer 3 SGB VIII (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege, 
Offene Ganztagsgrundschule) im Stadtgebiet Hilden in Anspruch nehmen, dann entfallen 
die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. Diese Regelung gilt nur für öffentlich 
geförderte Hildener Betreuungsangebote für Beitragsschuldner mit Wohnsitz in Hilden 
 
Ergeben sich nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der höchste Beitrag zu 
zahlen. 
 

 
§ 6 Einkommen 
 

(1) Die Kostenbeiträge sind nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern ge-
staffelt. Diese Leistungsfähigkeit ergibt sich aus dem Familieneinkommen. Das Familien-
einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der „positiven Einkünfte“ nach § 2 
Abs. 1 und 2 Einkommensteuergesetz – EstG. Bei Lohn- und Gehaltsempfängern der 
Bruttojahreslohn. Von diesem Betrag ist mindestens die Werbungskostenpauschale ab-
zuziehen. Wurden vom Finanzamt höhere Werbungskosten anerkannt, werden auch die-
se berücksichtigt. Bei Einkünften aus selbständiger Tätigkeit, Kapitalvermögen, Vermie-
tung und Verpachtung ist dies die Bruttoeinnahme. Ein Ausgleich mit Verlusten aus an-
deren Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht 
zulässig.  
 
Als Einkommen im Sinne des Satzes 3 gelten steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 
sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die 
Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird.  
 
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) und die Eigenheimzulage 
nach dem Eigenheimzulagengesetz (EigZulG) werden nicht als Einkommen gerechnet. 
Für die Anrechnung des Elterngeldes nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz (BEEG) 
sind die im BEEG gemachten Vorgaben in der jeweils gültigen Fassung maßgebend. 

 
(2) Bezieht ein Elternteil Einkünfte auf Grund seiner Berufsgruppe (z.B. Beamter, Richter, 
Soldat, etc) Dienstbezüge oder auf Grund der Ausübung eines Mandates und steht ihm 
aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an 
deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nach-
zuversichern, so ist dem nach dem Absatz 1 ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 
von Hundert der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung des Mandates hinzuzurechnen. 

 
(3) Für das dritte und jedes weitere Kind („Kind“ im Sinne des § 32 Abs 2 bis 5 EstG), das 
im Haushals des Beitragsschuldner gemäß § 4 dieser Satzung lebt, sind die nach § 32 
Abs. 6 EstG zu gewährenden Freibeträge von dem ermittelten Einkommen abzuziehen. 

 
(4) Im Fall des § 4 Abs. 3 ist seitens des zuständigen örtlichen Jugendhilfeträgers ein El-
ternbeitrag zu zahlen, der sich aus der Elternbeitragstabelle, Stufe 2, der Anlage. 
 
(5) Bezieher von rechtmäßigen Leistungen nach dem SGB II (Grundsicherung für Ar-
beitssuchende), SGB XII Kapitel 3 und/oder 4 (Grundsicherung für vorübergehend 
oder dauerhaft Erwerbsunfähige) sowie AsylbLG (Asylbewerberleistungsgesetz) sind 
für die Dauer des Leistungsbezuges immer in der Elternbeitragstabelle, Stufe 1, der An-
lage (Kostenbeitrag 0,00 Euro) einzustufen. 
 
 

 
§ 7 Erlass des Kostenbeitrages 
 

Auf Antrag kann der Kostenbeitrag für die Zukunft vom örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe erlassen oder übernommen werden, wenn die Belastung den Eltern und dem 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 21/10 – Seite 8 
 

  

Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 SGB VIII). Dies ist regelmäßig in den Fällen des § 
6 Abs. 5 dieser Satzung gegeben. 
 

 
§ 8 Nachweis des Einkommens 
 

(1) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Einkom-
mensgruppe gemäß der Anlage nach § 5 dieser Satzung ihren Kostenbeiträgen zugrun-
de zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nach-
weis ist der höchste Kostenbeitrag zu leisten.  
 
(2) Maßgebend ist das Jahreseinkommen im laufenden Kalenderjahr. Da dieses sich nur 
vergangenheitsbezogen ermitteln lässt, ist zur Prognoseberechnung für das voraussicht-
liche Jahreseinkommen grundsätzlich das Einkommen aus dem vorangegangenen Ka-
lenderjahr maßgebend. Zur Prüfung des Einkommens dienen als Grundlage die Ein-
kommenssteuerbescheide. Ist eine Veranlagung nicht durchgeführt worden, sind geeig-
nete Nachweise zur Ermittlung des Einkommens nach dieser Satzung vorzulegen. Ab-
weichend hiervon ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde zu 
legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen 
des vorausgegangenen Kalenderjahres. In diesem Fall sind ebenfalls auch Einkünfte 
hinzuzurechnen, die zwar nicht im letzten Monat bezogen wurden, aber im laufenden 
Jahr anfallen (wie z.B. Urlaubs- und Weihnachtsgeld). Soweit Monatseinkommen nicht 
bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 4 auf das zu erwartende Jahreseinkommen 
abzustellen.  
 
(3) Für die Prüfung der prognostizierten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bzw. nach 
Abschluss aller Erwerbsvorgänge eines Kalenderjahres ist für die endgültige Beurteilung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ausschließlich das tatsächliche in diesem Kalen-
derjahr erzielte Einkommen für die Beitragsfestsetzung desselben Jahres maßgebend. 
Die endgültige Festsetzung erfolgt nach Ablauf eines Kalenderjahres. Bis zur endgültigen 
Beurteilung des Einkommens im Kalenderjahr gem. Abs 2 Satz 1 ergehen vorläufige Be-
scheide über die Erhebung eines Kostenbeitrages.  

 
(4) Der Kostenbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu festzu-
setzen.  

 
§ 9 Auskunfts- und Anzeigepflichten 

 
(1) Für die Festsetzung der Kostenbeiträge teilen die Beitragspflichtigen der Stadt Hilden 
die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, Aufnahme- und Abmeldedaten sowie die verein-
barten Betreuungszeiten der Kinder und entsprechende Angaben zu deren Eltern oder 
Erziehungsberechtigen oder sonstigen Beitragsschuldnern nach § 4 Absatz III dieser 
Satzung unverzüglich mit. 
 
(2) Bei Aufnahme, während des gesamten Betreuungszeitraumes und auf Verlangen ha-
ben die Beitragspflichtigen dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe schriftlich 
anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage nach § 5 
ihrem Kostenbeitrag zugrunde zu legen ist (Verbindliche Erklärung zum Elterneinkom-
men). 
Veränderungen in den persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen, die für die Be-
messung des Kostenbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich mitzuteilen und schriftlich 
vorzulegen. Insbesondere Änderungen, die zu einer Einstufung in eine andere Einkom-
mensgruppe führen.  
 
Eine Ermittlung des Kostenbeitrages entfällt, wenn und solange die/der Zahlungspflichti-
ge sich selbst durch eine schriftliche Erklärung der höchsten Einkommensstufe zuordnet.  
 
(3) Die Stadt Hilden ist – ungeachtet dieser Verpflichtung – berechtigt, die persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse der Beitragspflichtigen regelmäßig zu überprüfen.  
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(4) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und Anzeigepflichten nicht oder 
nicht in ausreichendem Maße, nicht fristgerecht oder unvollständig oder mit fehlenden 
oder unzureichenden Nachweisen nach oder wird die Höhe des Einkommens nicht nach-
gewiesen, wird der Kostenbeitrag nach der höchsten Einkommensgruppe festgesetzt.  
 
 

 
§ 10 Bußgeldvorschrift 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b Kommunalabgabengesetz 
NRW handelt, wer nach dieser Satzung beitragspflichtig ist, aber entgegen seinen Mit-
wirkungspflichten die in § 8 bezeichneten Angaben unrichtig oder unvollständig macht 
oder nicht unverzüglich eine Änderung des Einkommens, die zur Zugrundelegung einer 
höheren Kostenbeitragsstufe führen kann, anzeigt oder nicht unverzüglich grundsätzlich 
vorhandene oder beschaffbare Nachweise für die geänderte Einkommenshöhe vorlegt. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 

 
(2) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung wird den örtlichen Ordnungsbehör-
den übertragen. 
 

 
§ 11 In Kraft Treten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2010 in Kraft. 
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Anlage zu § 5 der Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Kostenbeiträgen für den 
Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder im Stadtgebiet Hilden 
 
Kostenbeitragstabelle 
 
Gültig ab 1. August 2009 
Anlage zu § 5 
 

Kostenbeitragstabelle  
 

 
 

Kinder über 3 Jahren Kinder unter 3 Jahren 

Bruttojahres- 
einkommen 

25  
Stunden 

Euro 

35  
Stunden 

Euro 

45  
Stunden 

Euro 

25  
Stunden 

Euro 

35  
Stunden 

Euro 

45  
Stunden 

Euro 

Stufe 1 bis 25.000 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

Stufe 2 bis 37.500 € 32 € 40 € 64 € 58 € 72 € 115 € 

Stufe 3 bis 50.000 € 52 € 65 € 104 € 94 € 117 € 187 € 

Stufe 4 bis 62.500 € 82 € 103 € 165 € 123 € 155 € 248 € 

Stufe 5 bis 75.000 € 108 € 135 € 216 € 151 € 189 € 302 € 

Stufe 6 über 75.000 € 136 € 170 € 238 € 190 € 238 € 333 € 

 
Gültig ab 01.08.2009 

 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende 2. Nachtrag zum 01.08.2010 zur Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder im Stadtgebiet Hil-
den vom 01.08.2006 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NRW kann ge-
gen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) 
nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
Hilden, den 30.07.2010 

 
Thiele 
Bürgermeister 
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3.  Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 257 (Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 15) für den 

Bereich Heiligenstraße/Kolpingstraße  
 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 14.07.2010 die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 257 (VEP Nr. 15) gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 
12 Baugesetzbuch (BauGB) vom 27.12.2006 (BGBl. I S. 3316) in der zurzeit gültigen Fassung be-
schlossen. 

 
Das Plangebiet liegt im Zentrum der Stadt Hilden südlich der Fußgängerzone Mittelstraße im Eck-
bereich von Heiligenstraße und Kolpingstraße. Der Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 15 um-
fasst die Flurstücke 1196, 1199, 1201, 1202 und 1204. Alle Flurstücke liegen in Flur 49 der Gemar-
kung Hilden.  
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes soll planungsrechtlich die Neunutzung des Plangebietes 
durch Mehrfamilien- und Einfamilienhäuser ermöglichen. 
 
Der Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses der Stadt Hilden wird hiermit zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht mit dem Hinweis darauf, dass gem. § 15 Baugesetzbuch zur Sicherung der künf-
tigen Planung die Entscheidungen über Bauanträge bis zu einem Zeitraum von 12 Monaten zu-
rückgestellt werden können.  
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen.  

 

 
 
 

Hilden, den 22.07.2010 
 
 
Danscheidt 
1. Beigeordneter 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Hilden, den 22.07.2010 
 
 
 
Danscheidt 
1. Beigeordneter 

 
 
4.  Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 103, 3. Änderung (Vorhaben- und Erschließungsplan 

Nr. 16) für den Bereich Düsseldorfer Straße/Niedenstraße 
 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung vom 14.07.2010 die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 103, 3. Änderung (VEP Nr. 16) gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Ver-
bindung mit § 12 Baugesetzbuch (BauGB) vom 27.12.2006 (BGBl. I S. 3316) in der zurzeit gültigen 
Fassung beschlossen. 

 
Das Plangebiet liegt im Hildener Westen im westlichen Eckbereich von Düsseldorfer Straße und 
Niedenstraße. Der Vorhaben- und Erschliessungsplan Nr. 16 umfasst die Flurstücke 307 und 308. 
Alle Flurstücke liegen in Flur 1 der Gemarkung Hilden. Zusammen bilden sie den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 103, 3.Änderung.  

 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes soll planungsrechtlich die gewerbliche Nutzung des Plange-
bietes als Erweiterungsfläche für einen unmittelbar angrenzenden Gewerbebetrieb ermöglichen. 
 
Der Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses der Stadt Hilden wird hiermit zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht mit dem Hinweis darauf, dass gem. § 15 Baugesetzbuch zur Sicherung der künf-
tigen Planung die Entscheidungen über Bauanträge bis zu einem Zeitraum von 12 Monaten zu-
rückgestellt werden können.  
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen.  
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Hilden, den 22.07.2010 
 
Danscheidt 
1. Beigeordneter 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Hilden, den 22.07.2010 
 
Danscheidt 
1. Beigeordneter 
 
 

Öffentliche Ausschreibung der Stadt Hilden (VOL) 

 
5.  Lieferung Mobiliar Kindertagesstätte „Die Arche“ 
 

Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
Lieferung und Aufbau von Mobiliar (Betten, Matratzen, Schränke, Stühle, Tische, Wickelkommo-
den), sowie weitere Einrichtungsgegenstände zur altersgerechten Förderung der Bewegung und 
Motorik von Kindern 
Liefertermin: 6 bis 8 Wochen nach Auftragserteilung 
    
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 22.07.2010 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt 
Hilden, Am Rathaus 1, 40721 Hilden per Post, per Fax (02103 / 72 620), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
Die Verdingungsunterlagen können auf Wunsch per E-Mail versandt werden. Bei einem Ver-
sand per E-Mail entfallen die Verwaltungsgebühren. 
Bei Versendung per Post ist je Leistungsverzeichnis ein Entgelt in Höhe von 3 Euro je Exemplar zu 
entrichten. Eine Versendung von zwei Exemplaren erfolgt nur auf ausdrücklichen Wunsch und bei 
Bezahlung des doppelten Entgelts.  Bei Postversand erhöht sich das Entgelt um 2 Euro. Das Ent-
gelt wird nicht erstattet. Der Betrag ist in bar bei der Zentralen Vergabestelle oder bei der Sparkas-
se Hilden-Ratingen-Velbert (BLZ 334 500 00) auf das Konto Nr. 34 300 566 der Stadtkasse Hilden 
unter Angabe des Kassenzeichens 0300.1000/10023 einzuzahlen. Achtung: Nur mit der kor-
rekten Angabe dieses Kassenzeichens ist eine Verbuchung Ihrer Zahlung möglich. Der Ein-
zahlungsbeleg oder Verrechnungsscheck ist der Anforderung beizufügen.  
Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 17.08.2010 bei der Zentralen Vergabestelle der 
Stadt Hilden eingehen.  
 
Nebenangebote, die in technischer Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch 
ohne Abgabe eines Hauptangebotes zugelassen. (Die technische Gleichwertigkeit ist mit Abgabe 
des Angebots nachzuweisen!) Andere Änderungsvorschläge oder Nebenangebote (z. B. abwei-
chende Zahlungsbedingungen, Preisvorbehalte) sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot 
zugelassen. 
Nebenangebote oder Änderungsvorschläge müssen im Vergleich zur Leistungsbeschreibung quali-
tativ und quantitativ gleichwertig sein. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen 
- die Ausführung von Leistungen in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind  

 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachge-
reicht werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewer-
bungen wird nicht akzeptiert. 
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Die Bieter sind bis zum 10.09.2010 an ihr Angebot gebunden. 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/ Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebe-
stimmungen wenden kann:  
Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 40822 Mettmann, 
Fax: 02104 / 99 – 4403. 
 
 

6.  Tiefbauarbeiten – Bushaltestellen-Ausbauprogramm (2. Bauabschnitt) 
 

Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
720 qm Oberfläche aufbrechen; 120 qm Asphalt fräsen; 25 m Schutzrohrverlegung; 80 cbm Frost-
schutzschicht RCL; 150 qm Asphaltbeton; 625 qm Platten- und Pflasterarbeiten; 250 m Bordstein-
arbeiten; 126 m Lieferung Buskapsteine 
Beginn der Arbeiten: 14 Tage nach Auftragserteilung 
Fertigstellung: 25.02.2011 (Zwischentermin 26.11.2010) 
    
Die Verdingungsunterlagen können ab dem 20.07.2010 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt 
Hilden, Am Rathaus 1, 40721 Hilden per Post, per Fax (02103 / 72 620), per E-Mail 
(vergabestelle@hilden.de) oder im Zimmer 243 angefordert werden.  
 
Die Verdingungsunterlagen können auf Wunsch per E-Mail versandt werden. Bei einem Ver-
sand per E-Mail entfallen die Verwaltungsgebühren. 
Bei Versendung per Post ist je Leistungsverzeichnis ein Entgelt in Höhe von 8 Euro je Exemplar zu 
entrichten. Eine Versendung von zwei Exemplaren erfolgt nur auf ausdrücklichen Wunsch und bei 
Bezahlung des doppelten Entgelts.  Bei Postversand erhöht sich das Entgelt um 3 Euro. Das Ent-
gelt wird nicht erstattet. Der Betrag ist in bar bei der Zentralen Vergabestelle oder bei der Sparkas-
se Hilden-Ratingen-Velbert (BLZ 334 500 00) auf das Konto Nr. 34 300 566 der Stadtkasse Hilden 
unter Angabe des Kassenzeichens 0300.1000/10022 einzuzahlen. Achtung: Nur mit der kor-
rekten Angabe dieses Kassenzeichens ist eine Verbuchung Ihrer Zahlung möglich. Der Ein-
zahlungsbeleg oder Verrechnungsscheck ist der Anforderung beizufügen.  
Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 12.08.2010, 11:00 Uhr bei der Zentralen Verga-
bestelle der Stadt Hilden eingehen. Der Eröffnungstermin findet am 12.08.2010, 11:00 Uhr, im 
Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 107, statt. Es dürfen Bieter und ihre Bevollmäch-
tigten anwesend sein. 
 
Nebenangebote, die in technischer Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch 
ohne Abgabe eines Hauptangebotes zugelassen. (Die technische Gleichwertigkeit ist mit Abgabe 
des Angebots nachzuweisen!) Andere Änderungsvorschläge oder Nebenangebote (z. B. abwei-
chende Zahlungsbedingungen, Preisvorbehalte) sind nur in Verbindung mit einem Hauptangebot 
zugelassen. 
Nebenangebote oder Änderungsvorschläge müssen im Vergleich zur Leistungsbeschreibung quali-
tativ und quantitativ gleichwertig sein. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- Selbstauskunft, dass keine Eintragungen bzgl. Schwarzarbeit, Korruption und/oder Vorteilsnahme 
im Gewerbezentralregister vorhanden sind 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen 
- Freistellungsbescheinigung zum Steuerabzug bei Bauleistungen. 
- Umsatz des Unternehmers in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit er Bauleis-
tungen und andere Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind, unter 
Einschluss des Anteils der bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausgeführten Aufträgen 
- die Ausführung von Leistungen in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind  
- die Zahl der in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäftig-
ten Arbeitskräfte, gegliedert nach Berufsgruppen 
- die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung stehende 
technische Ausrüstung 
- das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal 
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- die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes 
 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 6 Kalendertagen nach Aufforderung nachge-
reicht werden, ansonsten erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewer-
bungen wird nicht akzeptiert. 
 
Die Bieter sind bis zum 10.09.2010 an ihr Angebot gebunden. 
 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/ Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebe-
stimmungen wenden kann:  
Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 40822 Mettmann, 
Fax: 02104 / 99 – 4403. 
 
 

Bekanntmachungen der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert 

                              
7.  Kraftloserklärung 
 
 

Die Sparkassenbücher 
 
3021390558, 3031639580, 3041289392, 3041324678 
3031925435 - alt 1925437 (H)              3031930468 - alt 1930460 (H) 
3043410830 - alt 3410834 (R)              3043809544 - alt 3809548 (R) 
4043814211 - alt 3814217 (R)              3043839129 - alt 3839123 (R) 
 
ausgestellt von der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert, der ehemaligen 
Stadt-Sparkasse Hilden (H), der ehemaligen Stadt-Sparkasse Ratingen (R) 
und der ehemaligen Sparkasse Velbert (V) , deren Rechtsnachfolgerin die 
Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert ist,  werden nach Durchführung des 
Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt. 
 
Velbert, 05. Juli 2010 
 
SPARKASSE HILDEN·RATINGEN·VELBERT 
            DER VORSTAND 

 
 8.  Aufgebot 
 

Die Sparkassenbücher 
 
4031641386 - alt 1641380 (H)        3041025309 - alt 1025303 (R) 
3023720513 - alt 3720513 (V) 
 
 
der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert, der ehemaligen Stadt-Sparkasse 
Hilden (H), der ehemaligen Stadt-Sparkasse Ratingen (R)  und der ehemaligen 
Sparkasse Velbert (V) , deren Rechtsnachfolgerin die Sparkasse Hilden· 
Ratingen·Velbert ist, werden  aufgeboten. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, binnen drei Monaten 
ihre Rechte unter Vorlage der Sparkassenbücher anzumelden, andernfalls 
werden die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt. 
 
Velbert, 20. Juli 2010 
 
SPARKASSE HILDEN·RATINGEN·VELBERT 
            DER VORSTAND 


